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A. Prüfungsauftrag 

Die Geschäftsführung der

Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz,

- im Folgenden auch "Gesellschaft“ genannt -

hat uns beauftragt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 unter Einbeziehung der

zugrunde liegenden Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024  der Ge-

sellschaft nach berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen und über das Ergebnis unserer Prü-

fung schriftlich Bericht zu erstatten.

Der vorliegende Prüfungsbericht ist an das geprüfte Unternehmen gerichtet.

Dem Prüfungsauftrag vom 10. Dezember 2024 lag der Umlaufbeschluss der

Gesellschafterversammlung vom 16. Juli 2024 zugrunde, auf der wir zum Abschlussprüfer

gewählt wurden (§ 318 Abs. 1 Satz 1 HGB). 

Wir wurden mit Schreiben vom 31. Mai 2023 beauftragt. Wir haben den Auftrag mit Schrei-

ben vom 4. Dezember 2024 angenommen.

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine Kleinstkapitalgesellschaft nach § 267a HGB.

Nach § 16 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages hat die Gesellschaft jedoch den Jahresab-

schluss und den Lagebericht so aufzustellen wie eine große Kapitalgesellschaft. 

Es liegt eine freiwillige Jahresabschlussprüfung gemäß §§ 317ff. HGB vor,  es ergibt sich je-

doch eine Prüfungspflicht aus § 16 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages.

Der Prüfungsauftrag wurde erweitert um die Prüfung nach § 53 HGrG, die Prüfung der Bezü-

ge und um die Prüfung des Corporate Governance Berichts. Die Feststellungen sind im Ab-

schnitt F. dieses Berichtes dargestellt. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an-

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfol-

genden Bericht, der in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung

von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n.F. (10.2021)) erstellt wurde.
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Der Bericht enthält in Abschnitt B. vorweg unsere Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch

die Geschäftsführung.

Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte Bestätigungsvermerk wird in

Abschnitt C. wiedergegeben. Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in

den Abschnitten  und E. im Einzelnen dargestellt.

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz

(Anlage 1), der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) und den Anhang Anlage 3) sowie

den geprüften Lagebericht (Anlage 4) beigefügt.

Die rechtlichen und steuerrechtlichen Verhältnisse haben wir in der Anlage 6 dargestellt. 

Der Durchführung des Auftrags und unserer Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten,

liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten „Allgemeine Auftrags-

bedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften vom 1. Januar 2024“ zugrunde. Wir verweisen ergänzend auf die dort in Ziffer 9

enthaltenen Haftungsregelungen und auf den Haftungsausschluss gegenüber Dritten. 
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B. Grundsätzliche Feststellungen 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die Geschäftsführung/ Stellungnahme
zur Lage des Unternehmens 

Die Geschäftsführung hat im Lagebericht (Anlage 4) und im Jahresabschluss (Anlagen 1 bis

3), insbesondere im Anhang die wirtschaftliche Lage des Unternehmens beurteilt.

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden

Ausführungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die Geschäftsführung im Jahresabschluss

und im Lagebericht Stellung. Dabei gehen wir insbesondere auf die Beurteilung des Fortbe-

stands und der zukünftigen Entwicklung des Unternehmens unter Berücksichtigung des

Lageberichts ein. Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung

der Lage des Unternehmens ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses

und des Lageberichts gewonnen haben.

Folgende Kernaussagen im Lagebericht sind hervorzuheben:

 Die Tätigkeiten im Berichtszeitraum waren zum einen durch weitere Maßnahmen zur ope-

rativen Geschäftsfähigkeit geprägt. Hierzu zählen besondere der Aufbau von Prozess-

und Personalstrukturen sowie Maßnahmen im Rahmen des Teilbetriebsübergangs von

der Innovationsmanagement GmbH (IMG) auf die Innovationsagentur.  Zum anderen

setzte sich die Innovationsagentur maßgeblich mit dem Aufbau des inhaltlichen Portfolios

sowie dem Aufbau von Kommunikations- und Netzwerkstrukturen und ihrer Ausrichtung

an einer Unternehmensstrategie auseinander. 

 Mit der Einrichtung der Wasserstoffkoordinierungsstelle des Landes Rheinland-Pfalz

konnte die Innovationsagentur im Oktober 2024 ihren ersten Auftrag abschließen und ist

seitdem insbesondere in der unternehmerischen Vernetzung sowie in der technologiebe-

zogenen Wissensvermittlung im Kontext des Wasserstoffhochlaufs aktiv. 

 Die Gesellschaft befindet sich im Berichtsjahr und auch in den Folgejahren im Aufbau. Im

Wirtschaftsplan ist für das Jahr 2025 ein Jahresfehlbetrag in Höhe von 3.004 T€ geplant.

Der Gesellschaftsvertrag sieht eine Nachschusspflicht des Gesellschafters zur Finanzie-

rung der Gesellschaft vor. 

Der Aufsichtsrat hat am 18. November 2024 den Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr

2025 beschlossen. Die Gesellschafterversammlung hat mit Beschluss vom 12. Februar

2025 auf der Grundlage der Beschlüsse des Aufsichtsrats die Nachschussverpflichtung

i.H.v. 3.004 T€ für das Jahr 2025 beschlossen. 
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Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die Beur-

teilung der Lage der Gesellschaft einschließlich der dargestellten Chancen und Risiken der

künftigen Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung durch die

Geschäftsführung ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutreffend. 
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II. Feststellungen gemäß § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB 

1. Entwicklungsbeeinträchtigende oder bestandsgefährdende Tatsachen 

Nach § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB haben wir als Abschlussprüfer über bei Durchführung der

Prüfung festgestellte Tatsachen zu berichten, die die Entwicklung des Unternehmens we-

sentlich beeinträchtigen können oder seinen Bestand gefährden.

Weitergehende individuelle Ausführungen hierzu

Wir verweisen auf die Angaben in Abschnitt Bestandsgefährdung im Anhang sowie auf die

Angaben im Abschnitt Risikobericht des Lageberichts, in denen die gesetzlichen Vertreter

beschreiben, dass sich die Gesellschaft in einer angespannten Ertrags- und Liquiditätssituati-

on befindet. Wie in Anhang und Lagebericht dargelegt, beläuft sich der im Wirtschaftsplan für

das Jahr 2025 geplante Jahresfehlbetrag auf 3,0 Mio. Euro. Auch für die Jahre bis 2026 bis

2029 sind Verluste von zusammen 12,2 Mio. Euro geplant. Nach den Gesellschafterbe-

schlüssen vom April 2024 und Februar 2025 wird das Land Rheinland-Pfalz Nachschüsse ins

Eigenkapital von bis zu TEUR 2.703 (für Verlust 2024) und TEUR 3.004 (für Verlust 2025) an

die Gesellschaft leisten. 

Um eine drohende Überschuldung und Illiquidität zu vermeiden, sieht der Gesellschaftsver-

trag eine Nachschusspflicht durch die Gesellschafter vor.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegt noch kein aktualisierter Beschluss der Gesellschafterver-

sammlung über die Leistung von Nachschüssen für die Planjahre 2026 bis 2029 entspre-

chend der gesellschaftsvertraglichen Regelungen vor. Dem Beschluss der Gesellschafterver-

sammlung geht immer eine Bestätigung durch das Ministerium der Finanzen des Landes

Rheinland-Pfalz voraus.

Da noch kein Beschluss der Gesellschafterversammlung über die Leistung von Nachschüs-

sen zum Ausgleich der Verluste ab dem Jahr 2026 vorliegt, besteht eine wesentliche Unsi-

cherheit, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit aufwerfen kann und ein bestandsgefährdendes Risiko im Sinne des §

322 Abs. 2 Satz 3 HGB darstellt.

 

Unsere Prüfungsurteile sind bezüglich dieses Sachverhalts nicht modifiziert.

2. Sonstige Verstöße 

Nach § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB haben wir auch über bei Durchführung der Prüfung festge-

stellte Tatsachen zu berichten, die schwerwiegende Verstöße der Geschäftsführer oder von

Arbeitnehmern gegen Gesetz oder Gesellschaftsvertrag erkennen lassen.
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Nach § 325 Abs. 1 i. V. m. Abs. 1a HGB müssen Kleinstkapitalgesellschaften den Jahresab-

schluss und den Lagebericht für das jeweils vorhergehende Geschäftsjahr spätestens bis

zum 31. Dezember des Folgejahrs im Unternehmensregister einreichen. 

Die Gesellschaft hat den Jahresabschluss 2022 am 10. September 2024 und den Jahresab-

schluss 2023 am 7. Februar 2025 offengelegt. 
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C. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresabschluss zum

31. Dezember 2024 (Anlagen 1 bis 3) und dem Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024

(Anlage 4) der Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz, unter dem Datum vom 11.

Juli 2025 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiederge-

geben wird:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz, - be-

stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, ein-

schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber

hinaus haben wir den Lagebericht der Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz, für

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. 

Die in der Anlage zum Bestätigungsvermerk genannten Bestandteile des Lageberichts haben

wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter

Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft

zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

zum 31. Dezember 2024 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem

Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan-

cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum

Lagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der im Abschnitt „Sonstige Informationen“

genannten Bestandteile des Lageberichts. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-

gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.
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Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-

stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere

Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung

des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-

gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-

schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit die-

sen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-

nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum

Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und
den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in

Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-

wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der

frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Mani-

pulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-

lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen.

Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie da-

für verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung

der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-

gebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts,

der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen

wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzli-

chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
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treffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen

und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines

Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-

bericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses

der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss

als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen

oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie

mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen ge-

setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung

zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile

zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass ei-

ne in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-

fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen

können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich ange-

sehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die

auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen

Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

Wir verweisen auf die Angaben im Abschnitt Bestandsgefährdung im Anhang sowie die An-

gaben im Abschnitt Risikobericht des Lageberichts, in denen die gesetzlichen Vertreter be-

schreiben, dass sich die Gesellschaft in einer angespannten Ertrags- und Liquiditätssituation

befindet. Wie in Anhang und Lagebericht dargelegt, werden für die Jahre ab 2026 in der

Wirtschaftsplanung Verluste ausgewiesen. 

Da noch kein Beschluss der Gesellschafterversammlung über den Ausgleich der Verluste ab

dem Jahr 2026 und Folgejahre vorliegt, besteht eine wesentliche Unsicherheit, die bedeutsa-

me Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-

werfen kann und ein bestandsgefährdendes Risiko im Sinne des § 322 Abs. 2 Satz 3 HGB
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darstellt. 

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht sind bezüglich dieses

Sachverhalts nicht modifiziert.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische

Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-

resabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, pla-

nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-

gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unse-

re Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultieren-

de wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass

eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird,

da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-

ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen

beinhalten können.

 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten

internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen

Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-

tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-

tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-

tätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche

Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die be-

deutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-

cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen An-

gaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese

Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen

unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungs-

vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-
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nen jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr

fortführen kann.

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft

vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-

entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-

ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach

und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen

Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie

zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches un-

vermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten

Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-

schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer

Prüfung feststellen.

Anlage zum Bestätigungsvermerk: Nicht inhaltlich geprüfte Bestandteile des Lageberichts

Der Lagebericht enthält eine Anlage mit der Übersicht über die Zielerreichung der Geschäfts-

führung im Rahmen der Zielvereinbarung für die Leistungszulage 2024. Die Anlage ist lage-

berichtsfremd und wurde nicht inhaltlich geprüft. Lageberichtsfremde Angaben im Lagebe-

richt sind Angaben, die nicht nach §§ 289, 289a bzw. nach §§ 289b bis 289f HGB vorge-

schrieben sind.“
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D. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum

31. Dezember 2024 (Anlagen 1 bis 3) und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024

(Anlage 4) sowie die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungs-

legung und der sie ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags.

Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei

unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, und ob er insgesamt ein zu-

treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt; dabei haben wir auch geprüft, ob die

Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung hat

sich auch darauf erstreckt, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lageberichts

beachtet worden sind.

Der Lagebericht enthält eine Anlage (Übersicht über die Zielerreichung der Geschäfts-

führung im Rahmen der Zielvereinbarung für die Leistungszulage 2024) mit lagebe-

richtsfremden Angaben die wir nicht inhaltlich geprüft haben. 

 

Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere

ob alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand un-

seres Prüfungsauftrags.

Die Geschäftsführung der Gesellschaft ist für die Buchführung und die Aufstellung von Jah-

resabschluss und Lagebericht, die dazu eingerichteten internen Kontrollen sowie für die uns

gemachten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist es, die von der Geschäftsführung

vorgelegten Unterlagen und die gemachten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen

Prüfung zu beurteilen.

Soweit nichts anderes bestimmt ist, hat sich unsere Prüfung nicht darauf zu erstrecken, ob

der Fortbestand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit

der Geschäftsführung zugesichert werden kann (§ 317 Abs. 4a HGB).

Die Prüfungsarbeiten haben wir in der Zeit vom 16. April 2025 bis zum 11. Juli 2025 in den

Geschäftsräumen der Gesellschaft in Mainz und in unserem Büro in Mainz durchgeführt. An-

schließend erfolgte die Fertigstellung des Prüfungsberichts.

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und mit einem uneingeschränkten

Bestätigungsvermerk vom 12. Juni 2024 versehene Vorjahresabschluss zum

31. Dezember 2023; er wurde mit Gesellschafterbeschluss vom 16. August 2024 unverändert

festgestellt.
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Als Prüfungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen und die Belege sowie das

Akten- und Schriftgut der Gesellschaft.

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von der

Geschäftsführung und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig erbracht worden. 

Ergänzend hierzu hat uns die Geschäftsführung in der berufsüblichen Vollständigkeitserklä-

rung schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahresabschluss

alle bilanzierungspflichtigen Vermögensgegenstände/Vermögenswerte, Verpflichtungen,

Wagnisse und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthal-

ten, alle erforderlichen Angaben gemacht und uns alle bestehenden Haftungsverhältnisse

bekannt gegeben worden sind. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des

Geschäftsjahrs haben sich nicht ergeben und sind uns bei unserer Prüfung nicht bekannt ge-

worden.

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwick-

lungen alle für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen Gesichtspunkte sowie

die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält.

Bei Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der

§§ 317 ff. HGB und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung problemorientiert - jedoch ohne

spezielle Ausrichtung auf eine Unterschlagungsprüfung - so angelegt, dass wir Unregelmä-

ßigkeiten und Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Gesellschaft wesentlich auswirken, hätten erkennen müssen.

Im Rahmen der Prüfung werden die Nachweise für die Angaben in Buchführung und Jahres-

abschluss überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt.

Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-

ternen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-

ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit die-

ses Systems der Gesellschaft abzugeben.
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Unsere Prüfungsschwerpunkte umfassten:

 umsatzsteuerliche Behandlung der Zuwendungen

 Überprüfung der Prämisse der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

 Entwicklung des Anlagevermögens

 weitere Einzelsachverhalte mit wesentlichen Auswirkungen auf die Darstellung der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unse-

re Beurteilung bildet.

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in un-

seren Arbeitspapieren festgehalten.
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E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

Das Rechnungswesen (Finanz- und Anlagenbuchhaltung) der Gesellschaft erfolgt extern

über die EBN Bracht Noje-Knollmann Partnerschaft mbB, Mainz auf einer EDV-Anlage unter

Verwendung des Programms DATEV e.G, Nürnberg. Die Softwarebescheinigung des Wirt-

schaftsprüfers EY vom 9. Mai 2025 für das Programm wurde uns vorgelegt.

Die Lohn- und Gehaltsbuchhaltung wird extern über die EBN Bracht Noje-Knollmann

Partnerschaft mbB, Mainz  abgewickelt.

Nach Übernahme der Eröffnungsbilanzwerte zum 1. Januar 2024 erfolgte die Buchungsvor-

verarbeitung aller Geschäftsvorfälle auf einer EDV-Anlage. Die Hauptbuchhaltung wurde auf

einer EDV-Anlage abgewickelt. Die Programme zur Vorverarbeitung wurden von der Firma

DATEV erstellt.

Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsys-

tem ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Bu-

chung der Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert, das Belegwesen ist

klar und übersichtlich geordnet. Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der von uns

geprüften Eröffnungsbilanz eröffnet und insgesamt während des gesamten Rumpfgeschäfts-

jahres ordnungsgemäß geführt.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterla-

gen (einschließlich Belegwesen, internes Kontrollsystem, Kostenrechnung und Planungs-

rechnungen) nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen

Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und den

ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags entsprechen. Die Prüfung ergab kei-

ne Beanstandungen.

1. Jahresabschluss 

Die Gesellschaft ist eine Kleinstkapitalgesellschaft i.S.d. § 267a HGB. Aufgrund § 16 des Ge-

sellschaftsvertrages wurde der vorliegende Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 nach

den handelsrechtlich geltenden Vorschriften für große Kapitalgesellschaften und den

ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags aufgestellt. 

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung und den
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weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Gliederung der Bilanz (Anlage 1) erfolgt nach

dem Schema des § 266 Abs. 2 und 3 HGB. Die Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2)

wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB aufgestellt.

Soweit in der Bilanz oder in der Gewinn- und Verlustrechnung Darstellungswahlrechte beste-

hen, erfolgen die entsprechenden Angaben weitgehend im Anhang.

In dem von der Gesellschaft aufgestellten Anhang (Anlage 3) sind die auf die Bilanz und die

Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden aus-

reichend erläutert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in den An-

hang übernommenen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung sind voll-

ständig und zutreffend dargestellt. 

Der Jahresabschluss entspricht nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Belangen

den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung

und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. Die Prüfung ergab keine

Beanstandungen. 

2. Lagebericht 

Der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2024 (Anlage 4) entspricht in allen wesentlichen Be-

langen den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des

Gesellschaftsvertrags. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss sowie mit

den von uns bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen. Er vermittelt insgesamt eine zutref-

fende Vorstellung von der Lage der Gesellschaft. Unsere Prüfung hat zu dem Ergebnis ge-

führt, dass im Lagebericht die wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung

zutreffend dargestellt und die Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB vollständig und zutreffend

sind.

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den

gesetzlichen Vorschriften entspricht und in seiner Gesamtaussage, wie sie sich aus dem Zu-

sammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang ergibt, unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung oder sonstiger maßgeblicher

Rechnungslegungsgrundsätze ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt (§ 264 Abs. 2 HGB).
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2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen 

In dem Jahresabschluss der Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH wurden folgende

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zugrunde gelegt (Beispiele):

• Die Bilanzierung und Bewertung unter der Annahme der Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit (Going Concern; § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB).

• Die lineare Abschreibung bei Vermögensgegenständen des Anlagevermögens, deren Nut-

zung zeitlich begrenzt ist (abnutzbares Anlagevermögen; § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB).

Die allgemeinen Grundsätze über die Bewertung und die Wertansätze der Vermögensgegen-

stände und Schulden wurden beachtet. Hinsichtlich der einzelnen angewandten und geprüf-

ten Bewertungsgrundlagen und -methoden verweisen wir auf die Ausführungen der Gesell-

schaft im Anhang (Anlage 3) sowie unsere Darstellungen unter „ Gegenstand, Art und Um-

fang der Prüfung“.

Bilanzierungswahlrechte wurden nicht in Anspruch genommen. Bewertungswahlrechte wur-

den unverändert gegenüber dem Vorjahr angewandt. Eine Änderung bei der Ausnutzung von

Ermessensspielräumen ergab sich nicht. Ermessensspielräume wurden dem Grundsatz der

kaufmännischen Vorsicht folgend ausgeübt.
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F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrags 

Über das Ergebnis von Erweiterungen des Prüfungsauftrags, die sich aus dem

Gesellschaftsvertrag ergeben und sich nicht unmittelbar auf den Jahresabschluss oder

Lagebericht beziehen, berichten wir in diesem Berichtsabschnitt.

Auftragsgemäß soll der Gegenstand der Prüfung um folgende Prüfung erweitert werden:

 Prüfung nach § 53 HGrG,

 Prüfung der Bezüge der Geschäftsführung und 

 Prüfung des Corporate Governance Berichts für das Jahr 2024.

1. Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und

2 HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finan-

zen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW

PS 720 „Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG“

beachtet. 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d.h. mit der

erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen

Vorschriften und den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und der Geschäftsordnung

für die Geschäftsführung geführt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 7 darge-

stellt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben,

die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der

Geschäftsführung von Bedeutung sind.

2. Feststellungen im Rahmen der Prüfung der Bezüge der Geschäftsführung

Über das Ergebnis der Prüfung der Bezüge haben wir mit Schreiben vom 7. Juli 2025  be-

richtet. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen.

3. Feststellungen im Rahmen der Prüfung des Corporate Governance Berichts

Die Geschäftsführung und der Aufsichtsrat haben einen Bericht entsprechend dem Public-

Corporate Governance Kodex des Landes Rheinland-Pfalz (PCGK) mit Datum vom 07. April

2025 abgegeben. 
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Der Corporate Governance Bericht ist gemäß Abschnitt IV Randnummer 14 des PCGK als

Anhang des Jahresabschlusses auf der Internetseite der Gesellschaft oder im elektronischen

Bundesanzeiger dauerhaft zu veröffentlichen. Die gesetzlichen Vertreter und das Überwa-

chungsorgan haben jährlich zu erklären, dass den Empfehlungen des PCGK entsprochen

wurde und wird. Der Bericht umfasst auch eine Darstellung zum Anteil von Frauen in Füh-

rungspositionen und Überwachungsorganen. Soweit Empfehlungen des PCGK nicht entspro-

chen wurde oder wird, ist dies nachvollziehbar zu begründen. Falls bei der Durchführung der

Abschlussprüfung Tatsachen festgestellt werden, die eine Unrichtigkeit des Berichts erge-

ben, ist hierüberder Aufsichtsrat zu unterrichten. 

Die von uns vorgenommene Prüfung des Public Corporate Governance Berichtes führte zu-

keinen Beanstandungen. Der PCGK Bericht ist als Anlage 8 diesem Bericht beigefügt.
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G. Schlussbemerkung 

Wir erstatten diesen Prüfungsbericht in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften

und unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Ab-

schlussprüfungen (IDW PS 450 n. F. (10.2021)).

Eine Verwendung des unter C. wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses

Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Wei-

tergabe des Jahresabschlusses und des Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung

abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor

unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf

unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Mainz, 11. Juli 2025 

DORNBACH GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Kern Laehn
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz

Bilanz zum 31. Dezember 2024

A K T I V A

31.12.2024 31.12.2023
EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 2,00 0,00

2. Geleistete Anzahlungen 0,00 7.199,50

2,00 7.199,50

II. Sachanlagen
1. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 713,00 0,00
2. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 0,00 11.460,89

713,00 11.460,89

715,00 18.660,39

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 77.867,45 0,00
2. Sonstige Vermögensgegenstände 24.287,71 4.724,80

102.155,16 4.724,80

II. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei
Kreditinstituten und Schecks 1.329.837,59 1.164.426,74

1.431.992,75 1.169.151,54

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 30.960,00 30.300,45
1.463.667,75 1.218.112,38

P A S S I V A

31.12.2024 31.12.2023
EUR EUR

A. EIGENKAPITAL

I. Gezeichnetes Kapital 1.500.000,00 1.500.000,00

II. Kapitalrücklage 1.350.000,00 0,00

III. Jahresfehlbetrag -1.728.650,08 -361.086,37

1.121.349,92 1.138.913,63

B. RÜCKSTELLUNGEN
1. Steuerrückstellungen 35.615,50 0,00
2. Sonstige Rückstellungen 153.609,33 39.567,71

189.224,83 39.567,71

C. VERBINDLICHKEITEN
1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 22.573,77 33.674,16
2. Sonstige Verbindlichkeiten 130.519,23 5.956,88

- davon aus Steuern EUR 37.281,34 (Vorjahr: EUR 5.793,88)

153.093,00 39.631,04

1.463.667,75 1.218.112,38
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  Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2024

2024 2023
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 1.393.319,83 0,00
2. Sonstige betriebliche Erträge 29.644,94 57.574,00
3. Materialaufwand

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
und für bezogene Waren 1.286.810,57 0,00

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 1.016.646,43 68.117,96
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 240.593,77 12.594,33
- : EUR 30.697,78 (Vorjahr: EUR 0,00)

1.257.240,20 80.712,29
5. Abschreibungen

Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens
und Sachanlagen 61.809,95 18.042,28

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 510.138,63 319.905,80
7. Ergebnis nach Steuern -1.693.034,58 -361.086,37
8. Sonstige Steuern 35.615,50 0,00
9. Jahresfehlbetrag -1.728.650,08 -361.086,37
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Anhang 
  
Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss 
 
Die Gesellschaft ist eine Kleinstkapitalgesellschaft i.S.v. § 267a HGB. 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 wurde entsprechend dem Gesellschaftsvertrag auf Grundlage 

der Rechnungslegungsvorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große 

Kapitalgesellschaften sowie der ergänzenden Bestimmungen des Gesetzes betreffend die Gesellschaft mit 

beschränkter Haftung aufgestellt und um einen Lagebericht erweitert. 

 
Angaben zur Identifikation der Gesellschaft laut Registergericht 
 
Firmenname laut Registergericht: Innovationsagentur Rheinland Pfalz GmbH 

 
Firmensitz laut Registergericht: Mainz 

 
Registereintrag: HRB 51747 

 
Registergericht: Amtsgericht Mainz 

 
 

 
Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 
 
Erworbene immaterielle Anlagewerte wurden zu Anschaffungskosten angesetzt und, sofern sie der Abnutzung 

unterlagen, um planmäßige Abschreibungen vermindert. 

 
Das Sachanlagevermögen wurde zu Anschaffungskosten angesetzt und, soweit abnutzbar, um planmäßige 

Abschreibungen vermindert. 

 
Die planmäßigen Abschreibungen wurden nach der voraussichtlichen Nutzungsdauer der Vermögensge-

genstände linear vorgenommen. 

 
Soweit erforderlich, wurde der am Bilanzstichtag vorliegende niedrigere beizulegende Zeitwert aufgrund 

voraussichtlich dauerhafter Wertminderung angesetzt. 

 
Forderungen und Sonstige Vermögensgegenstände wurden unter Berücksichtigung aller erkennbaren Risiken 

mit den Anschaffungskosten oder den niedrigeren beizulegenden Zeitwerten bewertet. 

 
Guthaben bei Kreditinstituten sind mit dem Nennwert bewertet worden.  

  



 
ANHANG zum 31.12.2024 Anlage 3 / Blatt 2 
 
Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz 
 
 
 

 

Als aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind Anzahlungen vor dem Abschlussstichtag angesetzt, soweit sie 

Aufwand für einen bestimmten Zeitraum nach diesem Zeitpunkt darstellen. Die Bewertung erfolgt zum 

Nennwert. 

 

Das Eigenkapital wurde zu Nennwerten angesetzt. 

 

Die Kapitalrücklage enthält den Nachschuss der Gesellschafter. 

 

Die sonstigen Rückstellungen wurden für alle weiteren ungewissen Verbindlichkeiten gebildet. Dabei wurden 

alle erkennbaren Risiken berücksichtigt. Die Rückstellung sind mit den nach kaufmännischer Beurteilung 

notwendigen Erfüllungsbeträgen angesetzt worden. 

 
Verbindlichkeiten wurden zum Erfüllungsbetrag angesetzt. 

 
Die Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze wurden gegenüber dem Vorjahr beibehalten. 

 

Die Gliederung des Jahresabschlusses erfolgt nach den Vorschriften §§ 266 ff. HGB. 

 

Soweit für Pflichtangaben Wahlrechte bestehen, diese in der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung oder 

im Anhang darzustellen sind, sind diese aus Gründen der Übersichtlichkeit im Anhang dargestellt. 

 

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem Gesamtkostenverfahren gem. § 275 Abs. 2 HGB gegliedert. 

 

 
Angaben zur Bilanz 
 
Anlagespiegel für die einzelnen Posten des Anlagevermögens 
 
Die Geschäftsjahresabschreibung je Posten der Bilanz ist aus dem Anlagenspiegel zu entnehmen. 
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 Anschaf-
fungs-,

Herstellungs
-

kosten

Zugänge Abgänge Umbuchun-
gen

Anschaf-
fungs-,

Herstellungs
-

kosten

kumulierte
Abschreibun

g

Abschreib-
ung

Geschäftsja
hr

Abgänge Umbuchun-
gen

kumulierte
Abschreibun

g

Zuschreib-
ung 

Geschäftsja
hr 

Buchwert
-

Geschäftsja
hr

Buchwert
Vorjahr

 01.01.2024 31.12.2024 01.01.2024  31.12.2024  31.12.2024 31.12.2023
 EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR
                            
               

A. Anlagevermögen   

              I. Immaterielle Vermögensgegenstände   

              1. entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerb-
liche Schutzrechte und ähnliche Rechte und 
Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und 
Werten 

0,00 7.199,50 7.199,50 0,00 7.197,50  7.197,50  2,00 0,00 

2. geleistete Anzahlungen 7.199,50 7.199,50- 0,00 0,00  0,00  0,00 7.199,50 

Summe Immaterielle Vermögensgegenstände 7.199,50 0,00 7.199,50 0,00 7.197,50 7.197,50 2,00 7.199,50 

              II. Sachanlagen   

              1. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsaus-
stattung 

18.042,28 51.091,43 4.234,02 73.367,73 18.042,28 54.612,45  72.654,73  713,00 0,00 

2. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 11.460,89 7.226,87 4.234,02- 0,00 0,00  0,00  0,00 11.460,89 

Summe Sachanlagen 29.503,17 51.091,43 7.226,87 0,00 73.367,73 18.042,28 54.612,45 72.654,73 713,00 11.460,89 

              
Summe Anlagevermögen 36.702,67 51.091,43 7.226,87 0,00 80.567,23 18.042,28 61.809,95 79.852,23 715,00 18.660,39 
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 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

 
 Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind innerhalb eines Jahres fällig. 

 
 

 
Entwicklung der Kapitalrücklagen und Stammkapital 
 
Das Stammkapital ist voll eingezahlt. 

 

In die Kapitalrücklagen wurde im Geschäftsjahr ein Betrag von 1.350.000,00 EUR eingestellt. 

 
Darüber hinaus haben die Gesellschaft den im Vorjahr entstandenen Jahresfehlbetrag durch Einzahlung in 

Höhe von 361.086,37 EUR ausgeglichen, so dass kein Verlustvortrag zum Bilanzstichtag ausgewiesen ist. 

 
 

 
Angaben und Erläuterungen zu Rückstellungen 
 
Im Posten sonstige Rückstellungen sind die nachfolgenden Rückstellungsarten enthalten. 

 
- Für Personalkosten: 17.500,00 EUR 

- Für Mittelrückzahlungen gewährter Zuschüsse: 78.375,68 EUR 

- Für nicht genommene Urlaubstage: 26.754,79 EUR 

- Für geleistete Überstunden: 14.343,79 EUR 

- Für Beiträge zur Berufsgenossenschaft: 4.099,07 EUR 

- Für Jahresabschlusserstellung und -prüfung: 11.507,00 EUR 

- Für Aufbewahrung von Geschäftsunterlagen: 1.029,00 EUR 

 
 

 
Verbindlichkeiten 

 
Sämtliche Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr. 

Unter den Sonstigen Verbindlichkeiten werden Zuwendungen von 86 TEUR ausgewiesen, die erst in den 

folgenden Geschäftsjahren verwendet werden. 
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Nicht bilanzierte sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Neben den in der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen im 

Wesentlichen aus zwei abgeschlossenen Mietverträgen über Büroräume. Die monatlich zu entrichtende Miete  

beträgt 7.189,46 EUR. 

 
Verbindlichkeiten aus der Begebung und Übertragung von Wechseln, aus Bürgschaften, Wechsel- und 

Scheckbürgschaften und aus Gewährleistungsverträgen sowie Haftungsverhältnisse aus der Bestellung von 

Sicherheiten bestehen nicht. 

 
 
Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Umsatzerlöse 

 
In den Umsatzerlösen werden in Höhe von 1.252.255,76 EUR gewährte Zuwendungen für die Förderung von 

Projekten, Weiterbelastungen von Messekosten in Höhe von 136.963,67 EUR sowie sonstige Erlöse in Höhe 

von 4.100,40 EUR ausgewiesen.   

 
 

 
Sonstige betriebliche Erträge 

 
Zuwendungen für die Förderung von Projekten wurden im Vorjahr unter den sonstigen betrieblichen Erträgen 

ausgewiesen. Da diese im Geschäftsjahr 2024 unter den Umsatzerlösen ausgewiesen sind, ist ein Vergleich 

mit dem Vorjahr nur eingeschränkt gegeben. 

 
 

 
Erläuterung der periodenfremden Aufwendungen 
 
In der Erfolgsrechnung sind periodenfremde Aufwendungen in Höhe von 12.181,45 EUR enthalten. 

 
Die Aufwendungen wurden im Posten sonstige betriebliche Aufwendungen erfasst. Die Aufwendungen 

betreffen Reisekosten, Telefon- und Werbekosten des vorherigen Geschäftsjahres. 
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Sonstige Angaben 
 
Durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahrs beschäftigten Arbeitnehmer 
 
Die nachfolgenden Arbeitnehmergruppen waren während des Geschäftsjahres im Unternehmen beschäftigt: 

 

Arbeitnehmergruppen  Zahl 
Arbeiter  0,00 
Angestellte  18,00 
leitende Angestellte   1,00 
Die Gesamtzahl der durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer beträgt damit  19,00 

   
vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter  16,00 
teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter  3,00 
 
 

 
Namen der Geschäftsführer 
 
Während des abgelaufenen Geschäftsjahrs wurden die Geschäfte des Unternehmens von Frau Sabine 

Mesletzky geführt. Bis zum 31. Januar 2024 war Herr Dr. Thorsten Gluth als Geschäftsführer bestellt. 

 
 

 
Namen der Mitglieder des Aufsichtsrates 
 
Dem Aufsichtsrat gehörten folgende Personen an: 

 

Frau Petra Dick-Walther ausgeübter Beruf: Staatssekretärin 
Frau Dr. Carola Zimmermann (bis 31.10.2024) ausgeübter Beruf: Ministerialbeamter 
Frau Karoline Gönner (ab 01.11.2024) ausgeübter Beruf: Ministerialbeamter 
Frau Julia Siegismund ausgeübter Beruf: Ministerialbeamter 
Herr Dr. Martin Hummrich ausgeübter Beruf: Ministerialbeamter 
 
Vorsitzende des Aufsichtsrates war im Geschäftsjahr Frau Petra Dick-Walther. 

 
Es wurden keine Vergütungen an die Aufsichtsratsmitglieder gezahlt.  

 
 

 
Vergütungen der Geschäftsführer 
 
Als Vergütung für die geleisteten Tätigkeiten im Berichtsjahr wurden 116.962,10 EUR gewährt. Zudem ist zu 

dem Geschäftsjahr 2024 eine variable Leistungszulage in Höhe von 17.500,00 EUR aufwandswirksam 

zurückgestellt worden, über die der Aufsichtsrat nach Vorlage des Jahresabschluss und des Lageberichts zu 

beschließen hat. 
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I. Geschäft und Rahmenbedingungen  

Grundlagen des Unternehmens 

Die Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH ist seit 11. Januar 2023 unter HRB 51747, Amts-
gericht Mainz, im Handelsregister eingetragen. Sie unterhält ihren Sitz in Mainz. Der Gegenstand 
des Unternehmens ist die Initiierung, Koordination und Durchführung von Maßnahmen zur Stär-
kung des Innovationssystems Rheinland-Pfalz, einschließlich der Kultur- und Kreativwirtschaft.  

Rheinland-Pfalz ist bekannt für seine vielfältige Wirtschaftsstruktur, die sowohl traditionelle In-
dustrien als auch aufstrebende Technologiefelder umfasst. Die Innovationsagentur RLP agiert in 
einem Umfeld, das von einer engen Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Po-
litik geprägt ist. Universitäten und Forschungseinrichtungen, kleine und mittelständische Unter-
nehmen sowie Start-ups und Großunternehmen arbeiten daran, ihre Innovationskraft zu stärken.  
Durch ihre Arbeit trägt die Innovationsagentur dazu bei, diese Kooperationen zu fördern und neue 
Impulse für die wirtschaftliche Entwicklung zu setzen. Die Innovationsagentur agiert als Partner 
und Impulsgeber im Kontext der regionalen und nationalen Innovationslandschaft. 

Darstellung des Geschäftsverlaufs 

Die Tätigkeiten im Berichtszeitraum waren zum einen durch weitere Maßnahmen zur operativen 
Geschäftsfähigkeit geprägt. Hierzu zählen besondere der Aufbau von Prozess- und Personal-
strukturen sowie Maßnahmen im Rahmen des Teilbetriebsübergangs von der Innovationsma-
nagement GmbH (IMG) auf die Innovationsagentur.  Zum anderen setzte sich die Innovations-
agentur maßgeblich mit dem Aufbau des inhaltlichen Portfolios sowie dem Aufbau von Kommu-
nikations- und Netzwerkstrukturen und ihrer Ausrichtung an einer Unternehmensstrategie ausei-
nander.  
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Im Zuge des Teilbetriebsübergangs der IMG setzt die Innovationsagentur seit Jahresbeginn 2024 
folgende Projekte um: 

- Kultur- und Kreativforen Rheinland-Pfalz 
- Messeprojekte (z.B. HannoverMesse, Achema, Medica) 
- Enterprise Europe Network (EEN) 

Darüber hinaus erfolgte intensiver Netzwerkaufbau innerhalb des Innovations- und Intermediär-
netzwerks in Rheinland-Pfalz und darüber hinaus. Besondere Fokusthemen lagen dabei auf 
Smart Farming und Künstlicher Intelligenz (KI). Hier hat die Innovationsagentur maßgeblich Akti-
vitäten zum Wissens- und Technologietransfer angestoßen oder sich an diesen beteiligt und hat 
durch intensive Kommunikationsarbeit für Sichtbarkeit von Initiativen, Aktivitäten und Ansprech-
partnern in Rheinland-Pfalz gesorgt.  

Mit der Einrichtung der Wasserstoffkoordinierungsstelle des Landes Rheinland-Pfalz konnte die 
Innovationsagentur im Oktober 2024 ihren ersten Auftrag abschließen und ist seitdem insbeson-
dere in der unternehmerischen Vernetzung sowie in der technologiebezogenen Wissensvermitt-
lung im Kontext des Wasserstoffhochlaufs aktiv.  

Die Weiterentwicklung bestehender und der Aufbau neuer Kommunikationskanäle und -formate 
begleitete die Operationalisierung der Innovationsagentur. Durch eine abgestimmte Präsenz soll 
die Sichtbarkeit der Aktivitäten der Innovationsagentur und insgesamt des Innovationsökosys-
tems Rheinland-Pfalz erreicht werden. Neben den bereits bestehenden Plattformen Innohub 
(ehem. LoftOS) und LinkedIn verfügt die Innovationsagentur seit 2024 ebenfalls über Auftritte auf 
Youtube und Instagram, die eine die besondere Zielgruppenansprache ermöglichen.  

Satzungsgemäß sind neben der Geschäftsführung der Aufsichtsrat und die Gesellschafterver-
sammlung Organe der Gesellschaft. Der Aufsichtsrat bestand im Jahr 2024 aus vier Mitgliedern, 
kam dreimal zu einer regulären Aufsichtsratssitzung zusammen und hat zudem drei Beschlüsse 
im schriftlichen Verfahren gefasst. Die Gesellschafterversammlung trat im Berichtszeitraum ein-
mal zusammen und hat einen Beschluss im schriftlichen Verfahren gefasst. Der fachlich beglei-
tende Beirat kam zweimal zu einer Sitzung zusammen. 
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II. Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage 

Ertragslage 

T€   
    

Ertragslage Berichtsjahr Vorjahr Veränderung 
Umsatzerlöse 1.393.320 0 1.393.320 
Gesamtleistung 1.393.320 0 1.393.320 
Sonstige betriebliche Erträge 29.645 57.574 -27.929 
Materialaufwand/Projektkosten -1.286.811 0 -1.286.811 
Rohergebnis 136.154 57.574 78.580 
Personalaufwand -1.257.240 -80.712 -1.176.528 
Sonstige betriebliche Aufwendun-
gen -510.139 -319.906 -1.208.893 
EBITDA -1.631.225 -343.044 -1.288.181 
Abschreibungen -61.810 -18.042 -43.768 
EBIT -1.693.035 -361.086 -1.331.948 
Finanzergebnis 0 0 0 
Ergebnis vor Steuern -1.693.035 -361.086 -1.331.948 
Steuern -35.616 0 -35.616 
Jahresfehlbetrag -1.728.650 -361.086 -1.367.564 

 

Für die im Geschäftsjahr 2024 durchgeführten Projekte erhielt die Gesellschaft erstmals Zuwen-
dungen vom Land und der EU in Höhe von 1.331 T€ sowie. Damit verbunden ist der Anstieg der 
Aufwendungen für Material, Personal und sonstige betriebliche Aufwendungen.  
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Vermögenslage 

T€   
    

Vermögenslage Berichtsjahr Vorjahr Veränderung 
Anlagevermögen 715 18.660 -17.945 
Umlaufvermögen 1.431.993 1.169.152 262.841 
Rechnungsabgrenzungsposten 30.960 30.300 660 
Gesamtvermögen / Bilanzsumme 1.463.668 1.218.112 245.555 
. /. Fremdkapital -342.318 -79.199 -263.119 
     - Rückstellungen -189.225 -39.568   

     - Verbindlichkeiten -153.093 -39.631   

Reinvermögen (EK 31.12.) 1.121.350 1.138.914 -17.564 
Reinvermögen (EK 01.01.) 1.138.914 1.286.986 -148.072 
Vermögensänderung -17.564 -148.072 130.509 
Einstellung Kapitalrücklage -1.350.000 -200.000 -1.150.000 
Ausgleich Vorjahresverlust -361.086 -13.014 -348.072 
Jahresfehlbetrag -1.728.650 -361.086 -1.367.564 
        
Eigenkapitalquote 76,6% 93,5%   
        
Kapitalstruktur Berichtsjahr Vorjahr Veränderung 
Eigenkapital 1.121.350 1.138.914 -17.564 
Rückstellungen 189.225 39.568 149.657 
Verbindlichkeiten 153.093 39.631 113.462 

Gesamtkapital 1.463.668 1.218.112 245.555 
 

Das Vermögen der Gesellschaft besteht aus Anlagevermögen in Form von IT- und Büroausstat-
tung, Forderungen und Guthaben bei Banken. Neben dem Eigenkapital dominieren auf der Ka-
pitalseite Rückstellungen und Verbindlichkeiten. Die Zunahme der Forderungen, Rückstellungen 
und Verbindlichkeiten gegenüber dem Vorjahr resultiert aus der umfassenden Aufnahme des Ge-
schäftsbetriebs. 

Finanzlage  

Die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft war im Berichtszeitraum jederzeit gegeben. Die liquiden 
Mittel betragen zum Stand Jahresende 2024 rund 91% der Bilanzsumme. 

Finanzielle Leistungsindikatoren 

Bei den finanziellen Leistungsindikatoren liegt der Fokus auf der Steuerung des Gewinns vor 
Zinsen und Steuern (EBIT), anhand der vom Wirtschaftsplan vorgegebenen Zielgrößen. 
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III. Prognosebericht 

Die Ertragslage wird für das Wirtschaftsjahr 2025 voraussichtlich eine dem Vorjahr vergleichbare 
Struktur aufweisen. Die übrige Aufwandsstruktur ist mit der des Vorjahres grundsätzlich vergleich-
bar. 

Die Innovationsagentur hat umfangreiche Vorbereitungen zur Weiterentwicklung ihres Portfolios 
und ihrer Vernetzung geschaffen. Darauf wird die Agentur im Jahr 2025 weiter aufbauen und ihr 
Portfolio satzungsgemäß weiterentwickeln.  

Für das Folgejahr ist die Besetzung weiterer Stellen im Rahmen des verabschiedeten Wirt-
schaftsplans geplant, um die volle operative Handlungsfähigkeit zu erreichen. Zudem werden die 
Entwicklung und Weiterentwicklung des Portfolios sowie der Netzwerkausbau eine zentrale Rolle 
spielen. 

Für die Innovationsagentur können aus aktuellen Herausforderungen weitere Aufträge im Rah-
men der Unterstützung der Landesregierung erwachsen. Grundsätzlich sieht die Geschäftsfüh-
rung die langfristige Prognose der Gesellschaft positiv, da das Unternehmen Transformations- 
und Entwicklungsprozesse der rheinlandpfälzischen Wirtschaft im Auftrag der Landesregierung 
unterstützend begleiten wird. 

 

IV. Risikomanagement und Risikobericht 

Das Risikomanagement ist primär auf die Überwachung der finanz- und betriebswirtschaftlich 
ausgerichteten Kennzahlen Umsatz, Kosten und Liquidität ausgerichtet. Als Instrumente dienen 
insbesondere der Wirtschaftsplan einschließlich Plan Ist Vergleichen, die Quartalsberichte so-
wie eine laufende Liquiditätskontrolle. Auf dieser Basis wurde die Entwicklung des operativen 
Geschäfts im Laufe des Geschäftsjahres überwacht. Das Risikomanagement befindet sich im 
weiteren Aufbau. 

 

Risikobericht 

Bestandsgefährdende Risiken sind aus Sicht der Geschäftsführung derzeit nicht erkennbar. 
Die Gesellschaft befindet sich im Berichtsjahr und auch in den Folgejahren im Aufbau. Im Wirt-
schaftsplan ist für das Jahr 2025 ein Jahresfehlbetrag in Höhe von 3.004 T€ geplant. Auch für die 
Jahre bis 2027 sind Verluste in vergleichbarer Höhe geplant. Durch die geplanten Verluste wird 
sich die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage deutlich verschlechtern. Der Gesellschaftsvertrag 
sieht eine Nachschusspflicht des Gesellschafters zur Finanzierung der Gesellschaft vor. Der Auf-
sichtsrat hat mit schriftlichem Umlaufbeschluss vom 9. April 2024 der Gesellschafterversammlung 
den Ausgleich des Jahresfehlbetrages 2024 empfohlen. Weiterhin hat die Gesellschafterver-
sammlung mit Beschluss vom 12. Februar 2025 auf der Grundlage der Beschlüsse des Aufsichts-
rats eine Nachschussverpflichtung i.H.v. 3.004 T€ für das Jahr 2025 beschlossen. Soweit die 
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Gesellschafter auch weiterhin Nachschüsse ab dem Jahr 2026 in Höhe des Jahresfehlbetrages 
leisten, ist der Bestand der Gesellschaft gesichert. 

Die Zahlungsfähigkeit für das laufende Geschäftsjahr ist aus Sicht der Geschäftsführung nicht 
gefährdet. Die Gesellschaft wirkt einem eventuellen Liquiditätsrisiko wie auch einem Risiko aus 
Zahlungsstromschwankungen durch eine laufende Liquiditätskontrolle entgegen. Eine stabile und 
zukunftsorientierte Ausrichtung des Produktportfolios soll zudem die Akquisition weiterer The-
menbereiche ermöglichen. Verbindlichkeiten gegenüber Lieferanten und sonstigen Gläubigern 
werden innerhalb der Zahlungsfristen beglichen. 

Preisänderungsrisiken sind auf Grund der vertraglichen Vereinbarungen nicht eingetreten.  

Ertragsausfallrisiken in Bezug auf die unternehmensspezifische Tätigkeit, die aus der gesamt-
wirtschaftlichen Lage resultieren könnten, sind im abgelaufenen Wirtschaftsjahr nicht eingetreten 
und für das laufende Wirtschaftsjahr nicht zu erwarten. Im Wesentlichen erzielt die Gesellschaft 
Erträge mit dem Land Rheinland-Pfalz, so dass kein Forderungsausfall droht. 

Personalausfallrisiken können über Zeitarbeitskräfte abgesichert werden. 

Sonstige Risiken bestehen naturgemäß in negativen Entwicklungen bei der Umsetzung von 
Projekten, wie zum Beispiel einer Verzögerung von Vertragsabschlüssen, oder bei grundlegen-
den Veränderungen der Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel höherer Gewalt, unerwarteter 
grundlegender Änderung der Leistungsinhalte und -umfänge durch den Auftraggeber. Zudem ist 
es möglich, dass bestehende Tätigkeitsfelder durch sich verändernde landespolitische Zielstel-
lungen angepasst werden müssen. 

 

 

Chancenbericht 

Die Möglichkeit zur Inhousevergabe erlaubt es dem Land Rheinlad-Pfalz, die Innovationsagentur 
als landeseigene Gesellschaft und Dienstleister des Landes auch kurzfristig ohne Ausschrei-
bungsverfahren zu beauftragen.  

Die Geschäftsführung sieht weiterhin gute Chancen in der Ausweitung der Zusammenarbeit mit 
rheinland-pfälzischen Institutionen. Hieraus eröffnen sich Möglichkeiten für gemeinsame Projekte 
auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene. 

Im Rahmen der avisierten Fortschreibung der rheinland-pfälzischen Innovationsstrategie kann 
sich die Innovationsagentur noch stärker als operativer Umsetzungspartner innovationspoliti-
scher Leitlinien engagieren und etablieren.  
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Anlage zum Lagebericht 
 

 

Übersicht über die Zielerreichung der Geschäftsführung 

im Rahmen der Zielvereinbarung für die Leistungszulage 2024 

für Sabine Mesletzky, GF Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH 
 

Ziel Maßnahmen Status 

1) Abbildung des Innovati-
onsökosystems (5.000 Euro) 
Bis zum 31. Dezember 2024 
schafft die Innovationsagentur 
die Grundlage, um die Vielfalt 
des Innovationsökosystems 
Rheinland-Pfalz (RLP) kommuni-
kativ abzubilden, insbesondere 
durch den Aufbau und die Nut-
zung verschiedener Kommunika-
tionskanäle. Im Einzelnen sind 
folgende Maßnahmen umzuset-
zen: 

Transformation der 
Vernetzungsplattform 
LoftOS zur Innohub-
Plattform (Plattform für 
Innovationsakteure in 
Rheinland-Pfalz) 

Erfolgt  

Umstellung am 6.5.2024 

Erstellung einer Inno-
vations-Landkarte RLP 
zur Abbildung des In-
novations-Ökosystems 

Erfolgt 

Im Rahmen des Innohub 
(Treffpunkt der Innovations-
agentur Rheinland-Pfalz für 
Unternehmen, Forschungs-
einrichtungen, Startups, 
Cluster und Netzwerke) 

Aufbau und Durchfüh-
rung von Social-Media-
Aktivitäten 

Erfolgt  

§ Auf- und Ausbau diver-
ser Kanäle (LinkedIn, 
Instagram, Youtube) 

§ Systematische Kommu-
nikationsreihen zum In-
novations-Ökosystem 
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2) Umsetzung von zwei Schwer-
punktthemen (5.000 Euro) 

Je Schwerpunkt werden - auch in 
Kooperation mit anderen Partnern - 
wenigstens zwei Fachveranstaltun-
gen, zwei Workshops und eine 
Facharbeitsgruppe (oder anderes 
geeignetes Format) erwartet. 

Smart Farming – digi-
tale Landwirtschaft 

Erfolgt 

§ 2. HJ. 2024 Erstellung 
Landkarte Smart Far-
ming RLP 

§ 28.6.2024 Experten 
Workshop 

§ 4.7./5.7.2024 Science 
Symposium 

§ 2./3.12.2024 Smart Far-
ming Hackathon  

§ 3.12.2024 Experten 
Round Table  

§ Landing Page Smart 
Farming RLP 

Künstliche Intelligenz 
(KI) 

Erfolgt 

§ 3.5.2024 Fachveranstal-
tung „KI im Handwerk“, 
Koblenz 

§ 11.6.2024 Branchenfo-
rum Medien & Games, 
Schwerpunkt KI 

§ 5.7.2024 KI Konferenz 
Koblenz 

§ 5.9.2024 Workshop „KI 
im Mittelstand“, Lepper 
Stiftung Daun 

§ 21.11.2024 Start Work-
shop-Reihe „KI im Mit-
telstand“ 

§ Landing Page KI 

§ KI-Testimonials Social 
Media 

3) Aufbau der Wasserstoff-Koor-
dinierungsstelle (5.000 Euro) 

 

Konzeption, personelle 
Ausstattung, infrastruk-
turelle Ausstattung 

Erfolgt 

Auftragsunterzeichnung am 
10.11.2024, Einstellung des 
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Projektleiters zum 
15.11.2024 

4) Sichtbarkeit bei Stakeholdern 
(2.500 Euro) 

 

Durchführung einer 
Netzwerkveranstaltung 

Erfolgt 

28.11.2024 „Going Forward“ 
(Netzwerkmeeting) 

Abschluss von wenigs-
tens 10 Kooperations-
vereinbarungen 

Erfolgt 

§ Biomindz Standortent-
wicklungsgesellschaft 
mbH 

§ Deutsches Forschungs-
zentrum für Künstliche In-
telligenz (DFKI) 

§ Forschungszentrum Glas 
Keramik (FGK) 

§ Hochschule Koblenz 

§ Hochschule Mainz 

§ LifeScienceZentrum 
Mainz (LZM) 

§ Science Alliance Kaisers-
lautern (SIAK) 

§ Technische Hochschule 
Bingen 

§ TIME Institut 

§ Standortmarke Gold 

Erste Auslandskon-
takte, z.B. durch Dele-
gationen und Aus-
landsreisen. Diese sol-
len die Grundlage für 
die Verstetigung und 
den Ausbau internatio-
naler Wissenschafts- 
und Wirtschaftskon-
takte schaffen 

Erfolgt  

§ Teilnahme der Geschäfts-
führung an drei Delegati-
onsreisen (Estland, Paris, 
Indien), teils mit Folgeak-
tivitäten 

§ 3.-5.7.2024 Betreuung ei-
ner polnischen Delega-
tion zu IOT (Internet der 
Dinge) & KI (künstliche 
Intelligenz) 
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§ Empfang weiterer Dele-
gationen in Mainz (z.B. 
Kroatien) 

§ ca. 6 sonstige Auslands-
reisen 

§ ca. 20 internationale Ver-
mittlungen  
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz, - be-

stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, ein-

schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber

hinaus haben wir den Lagebericht der Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz, für

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 geprüft. 

Die in der Anlage zum Bestätigungsvermerk genannten Bestandteile des Lageberichts haben

wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter

Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft

zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis

zum 31. Dezember 2024 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem

Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan-

cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum

Lagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der im Abschnitt „Sonstige Informationen“

genannten Bestandteile des Lageberichts. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendun-

gen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-

stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere

Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung
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des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-

gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-

schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit die-

sen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-

nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum

Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und
den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in

Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-

wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der

frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Mani-

pulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-

lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen.

Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-

rung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie da-

für verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung

der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-

gebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts,

der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen

wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzli-

chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-

treffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen

und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines

Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-

bericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses
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der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss

als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen

oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der

Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie

mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen ge-

setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung

zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile

zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass ei-

ne in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-

fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen

können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich ange-

sehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die

auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen

Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit

Wir verweisen auf die Angaben im Abschnitt Bestandsgefährdung im Anhang sowie die An-

gaben im Abschnitt Risikobericht des Lageberichts, in denen die gesetzlichen Vertreter be-

schreiben, dass sich die Gesellschaft in einer angespannten Ertrags- und Liquiditätssituation

befindet. Wie in Anhang und Lagebericht dargelegt, werden für die Jahre ab 2026 in der

Wirtschaftsplanung Verluste ausgewiesen. 

Da noch kein Beschluss der Gesellschafterversammlung über den Ausgleich der Verluste ab

dem Jahr 2026 und Folgejahre vorliegt, besteht eine wesentliche Unsicherheit, die bedeutsa-

me Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-

werfen kann und ein bestandsgefährdendes Risiko im Sinne des § 322 Abs. 2 Satz 3 HGB

darstellt. 

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht sind bezüglich dieses

Sachverhalts nicht modifiziert.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische

Grundhaltung. Darüber hinaus
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 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jah-

resabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, pla-

nen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-

gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unse-

re Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultieren-

de wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass

eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird,

da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-

ständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen

beinhalten können.

 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten

internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen

Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-

tern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Ver-

tretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-

tätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche

Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die be-

deutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-

cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen An-

gaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese

Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen

unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungs-

vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-

nen jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr

fortführen kann.

 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
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nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft

vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-

entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-

ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach

und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen

Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie

zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches un-

vermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten

Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten

Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-

schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer

Prüfung feststellen.

Anlage zum Bestätigungsvermerk: Nicht inhaltlich geprüfte Bestandteile des Lageberichts

Der Lagebericht enthält eine Anlage mit der Übersicht über die Zielerreichung der Geschäfts-

führung im Rahmen der Zielvereinbarung für die Leistungszulage 2024. Die Anlage ist lage-

berichtsfremd und wurde nicht inhaltlich geprüft. Lageberichtsfremde Angaben im Lagebe-

richt sind Angaben, die nicht nach §§ 289, 289a bzw. nach §§ 289b bis 289f HGB vorge-

schrieben sind.

Mainz, 11. Juli 2025 

DORNBACH GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

Kern Laehn
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Rechtliche und 
steuerrechtliche Verhältnisse

1. Rechtliche Verhältnisse 

Rechtsform: Gesellschaft mit beschränkter Haftung.

Gesellschaftsvertrag: Fassung vom 12. Dezember 2022.

Handelsregistereintragung: Amtsgericht Mainz, Abtlg. B, Nr. HRB 51747.

Aktueller Registerauszug vom  lag vor.

Gegenstand des

Unternehmens:

Gegenstand des Unternehmens ist die Initiirung, Koordi-

nation und Durchführung von Maßnahmen zur Stärkung

des Innovationssystem Rheinland-Pfalz einschließlich der

Kultur- und Kreativwirtschaft.

Sitz: Mainz.

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember 

Stammkapital: EUR 1.500.000,00.

Alleiniger Gesellschafter ist das Land Rheinland-Pfalz.

Zum 31. Dezember 2024 war das Stammkapital vollstän-

dig eingezahlt.

Geschäftsführer: Herr Dr. Thorsten Gluth (bis 31.1.2024), einzelvertre-

tungsberechtigt.

Frau Sabine Mesletzky (ab 1. September 2023), einzel-

vertretungsberechtigt.

Die Geschäftsführer sind von den Beschränkungen des

§ 181 BGB befreit.

Prokura: Herr Claus Wiedemann, Mainz (1. Februar 2024 bis 30.

April 2024) ,
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Gesellschafter-

versammlung:

Am 16. Juli 2024.

Beschluss:

 Feststellung des Jahresabschlusses 2023

 Entlastung der Geschäftsführung und des Aufsichtsra-

tes

 Bestellung des Wirtschaftsprüfers 2024

Aufsichtsrat: Ihm gehören an:

a) als vorsitzendes Mitglied ein vom für Wirtschaft zustän-

digen rheinland-pfälzischen Ministerium entsandtes Mit-

glied,

b) ein weiteres vom für Wirtschaft zuständigen rheinland-

pfälzischen Ministerium entsandtes Mitglied,

c) ein vom für Wissenschaft zuständigen rheinland-

pfälzischen Ministerium entsandtes Mitglied,

d) ein vom für Finanzen zuständigen rheinland-

pfälzischen Ministerium entsandtes Mitglied.

Im Berichtsjahr fanden drei Sitzungen des Aufsichtrates

sowie vier schriftliche Umlaufbeschlüsse statt.

Offenlegung des Vorjahres-

abschlusses:

Eine Offenlegung des Jahresabschlusses 2022 ist 

am 10. September 2024 erfolgt. 

Die Offenlegung des Jahresabschlusses 2023 ist am 7.

Februar 2025 erfolgt.

8. Steuerrechtliche Verhältnisse

Betriebsfinanzamt: Finanzamt , Mainz

Steuer-Nr.: 26/673/50000.

Veranlagungen: Die Steuererklärungen sind bis zum Veranlagungszeit-

raum 2023 abgegeben und endgültig veranlagt.

Steuerliche Verlustvorträge:  Zum 31.12.2023 nach Veranlagungsstand 
EUR

Gewerbesteuerlich: 371.928,00
Körperschaftsteuerlich: 371.928,00
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Innovationsagentur Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz

Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der
wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG (IDW PS 720)

1. Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individuali-

sierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für

die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schrift-

liche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie

ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen

den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Eine Geschäftsordnung für die Organe besteht nicht. Alle erforderlichen Regelungen

sind im Gesellschaftsvertrag enthalten. Es besteht eine Geschäftsordnung für die

Geschäftsführung-

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur-

den Niederschriften hierüber erstellt?

In 2024 gab es drei Sitzungen des Aufsichtsrates sowie vier schriftliche Umlaufbe-

schlüsse und eine Gesellschafterversammlungen. 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5

AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Frau Mesletzky nimmt kein Mandat in einem Ausichtsrat oder anderen Kontrollgremi-

um wahr.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) indi-

vidualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fi-

xum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwir-

kung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

Die Geschäftsführerin erhält ein Geschäftsführergehalt. Der Gesellschaftsvertrag

schließt die Vergütung der weiteren Organmitglieder aus.
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2. Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-

plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsb-

efugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Für 2024 besteht ein Organigram zum Aufbau der Geschäftsbereiche und die Zuord-

nung der Mitarbeiter. Im April 2024 wurde das Organigram zuletzt aktualisiert. Das Or-

ganigram sollte um Weisungsbefugnisse ergänzt werden. Für alle Stellen liegen Stel-

lenbeschreibungen vor.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren

wird?

Nein.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und doku-

mentiert?

Mit Aufnahme des Geschäftsbetriebes im Jahr 2023 wurden von der Geschäftsleitung

eine Anti-Korruptionsrichtlinie nach Genehmigung durch den Aufsichtsrat im Dezem-

ber 2023 erlassen. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwe-

sen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die-

se nicht eingehalten werden?

Die Gesellschaft hat die Vergaberegelungen des Landes Rheinland-Pfalz beachtet. Im

Jahr 2024 wurde mit der Erstellung von eigenen Richtlinien und Prozessen begonnen.

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksver-

waltung, EDV)?

Die Verträge werden in der Cloud der Gesellschaft vorgehalten.
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3. Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projek-

ten – den Bedürfnissen des Unternehmens?

Für das Jahr 2025 wurde ein Wirtschaftsplan erstellt, der am 18. November 2024 vom

Aufsichtsrat beschlossen wurde.

Der Wirtschaftsplan besteht aus den Bestandteilen Erfolgsplan 2025, Erfolgsplan

2026-2029, Investitionsplan 2025, Stellenplan 2024-2029 und Finanz- und Liquiditäts-

plan.

Das Planungswesen entspricht den Bedürfnissen der Gesellschaft.  

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Eine Überwachung erfolgt regelmäßig mit den Quartalsberichten seit dem Jahr 2024.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und

den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen der Gesellschaft wird mittels eines externen Dienstleisters ge-

führt. Es enspricht den derzeitigen Anforderungen eines Unternehmens im Aufbau

seiner Geschäftstätigkeit.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquidi-

tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Ein Liquiditätsplan wurde im Zuge der Aufstellung des Wirtschaftsplanes 2023 und

2024 erstellt. Seit dem Jahr 2024 wird auch über die Entwicklung der Liquidität in den

Quartalsberichten berichtet.

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten

worden sind?
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Die Einführung eines zentralen Cash-Managements ist nicht geplant.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden?

Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen

zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Seit dem Jahr 2024 werden Messestandsgebühren an Mitaussteller weiterberechnet.

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-

fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche?

Die Aufgaben des Controllings werden durch die Geschäftsführerin und den kaufmän-

nischen Leiter wahrgenommen. Das Controlling umfasst derzeit die Abrufe und Ver-

wendung von Fördermitteln und Entwicklung des Wirtschaftsplanes. Das Controlling

entspricht den Anforderungen des Unternehmens, dass sich derzeit noch im Aufbau

befindet.

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-

chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Be-

teiligung besteht?

Die Gesellschaft ist nicht an weiteren Unternehmen beteiligt.

4. Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig

erkannt werden können?

Der Aufbau des Risikofrüherkennungssystems hat mit dem Geschäftsjahr 2023 be-

gonnen und wurde im Jahr 2024 fortgeführt.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Vergleiche Frage 4. a)

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?
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Vergleiche Frage 4. a)

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit

dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen

abgestimmt und angepasst?

Vergleiche Frage 4. a)

5. Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzin-

strumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich

festgelegt? Dazu gehört:

 Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?
 Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen

eingesetzt werden?
 Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem

Umfang dürfen offene Posten entstehen?
 Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien ausschließ-

lich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z.B.
antizipatives Hedging)?

Die Gesellschaft setzt derartige Finanzinstrumente im Geschäftsjahr 2024 nicht ein.

Der Einsatz in zukünftigen Geschäftsjahren ist nicht geplant.

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkon-

ditionen und zur Risikobegrenzung?

Vergleiche Frage 5. a)

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instru-

mentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf

 Erfassung der Geschäfte
 Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse
 Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung
 Kontrolle der Geschäfte?
Vergleiche Frage 5. a)
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d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Deri-

vatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?

Vergleiche Frage 5. a)

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?

Vergleiche Frage 5. a)

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die of-

fenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

Vergleiche Frage 5. a)

6. Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne

Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese

Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Die Gesellschaft verfügt über keine eigenständige Interne Revision. 

b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unterneh-

men/Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Vergleiche Frage 6. a)

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revisi-

on/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander

unvereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch

getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionspräventi-

on berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor?

Vergleiche Frage 6. a)

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-

stimmt?
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Vergleiche Frage 6. a)

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um

welche handelt es sich?

Vergleiche Frage 6. a)

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der inter-

nen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revisi-

on/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Vergleiche Frage 6. a)

7. Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung,

Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Über-

wachungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht

eingeholt worden ist?

Anhaltspunkte, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustim-

mungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt wurde, bestehen

nicht.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Kredite wurden nicht gewährt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-

men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge-

nommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Vergleiche Frage 7. a).
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d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs-

sen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Vergleiche Frage 7. a).

8. Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, imma-

terielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Ren-

tabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Im Geschäftsjahr 2024 wurden Anlagegüter der Betriebs- und Geschäftsausstattung

im Rahmen des Wirtschaftsplanes angeschafft.

 
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-

lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu

ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligun-

gen)?

Es wurden im Berichtsjahr mehrere Vergleichsangebote eingeholt.

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend

überwacht und Abweichungen untersucht?

Ein Abgleich mit den Wirtschaftsplanansätzen wurde vorgenommen.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-

ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Nein.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Nein.
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9. Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B.

VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Nein.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-

gebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Für alle Beschaffungen werden Vergleichsangebote eingeholt.

10. Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Es werden schriftliche Protokolle der Aufsichtsratsitzungen erstellt. Weiterhin werden

Quartalsberichte erstellt.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un-

ternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Ja.

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah

unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsge-

mäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder we-

sentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Das Überwachungsorgan wurde über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah

unterrichtet.
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf

dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Nein.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG

oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Nein.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?

Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan

erörtert?

Ja. Für die Geschäftsführerin und den Aufsichtsrat wurde eine D&O-Versicherung im

Jahr 2023 abgeschlossen.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan of-

fengelegt worden?

Derartige Interessenkonflikte bestanden im Jahr 2024 nicht.

11. Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Nein.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Nein.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu

den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-

gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?



Anlage 7
Seite 11

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.

12. Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investiti-

onsverpflichtungen finanziert werden?

Die Eigenkapitalausstattung beträgt bezogen auf die Bilanzsumme 80,90%.

Die Geselllschaft befindet sich im Berichtsjahr noch im Aufbau. Es wird beabsichtigt,

die künftigen Ausgaben über Fördermittel des Landes und der EU sowie über Auf-

tragseinnahmen zu finanzieren. Weiterhin ist Gesellschaft auf Mittel des Gesellschaf-

ters angewiesen.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kre-

ditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Die Gesellschaft ist nicht Teil eines Konzerns.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garanti-

en der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit

verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Im Berichtsjahr hat die Gesellschaft Fördermittel von TEUR 1.447 erhalten.

13. Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-

ausstattung?

Die Gesellschaft weist im Berichtsjahr eine Eigenkapitalquote von rund 80,90% aus. 

Der Wirtschaftsplan 2025 sieht einen jährlichen Verlust von mehr als 3,0 Mio. Euro

vor.
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Durch die Verluste in den nächsten Jahren wird sich die Vermögens-, Finanz- und Er-

tagslage deutlich verschlechtern. Um eine drohende Überschuldung und Illiquidität zu

vermeiden, sieht der Gesellschaftsvertrag eine Nachschusspflicht durch die Gesell-

schafter vor. Nur soweit der Gesellschafter die erwartbaren Verluste ausgleichen wird,

bestehen keine Finanzierungsprobleme.

Der Verlust 2024 wird gemäß dem Gesellschafterbeschluss vom 9. April 2024 bis zu

einem Betrag von TEUR 2.703 durch Nachschüsse vom Land Rheinland-Pfalz ausge-

glichen.

In der Gesellschafterversammlung vom 12. Februar 2025 wurde beschlossen, dass

das Land Rheinland-Pfalz einen Verlust bis zu TEUR 3.004 durch Nachschüsse in das

Eigenkapital der Gesellschaft ausgleichen wird.

Für die im Wirtschaftsplan 2025 für die Jahre 2026 bis 2029  geplanten Verluste von

zusammen TEUR 12.221 liegen noch keine Beschlüsse hinsichtlich des Ausgleichs

vor.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit

der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Der Jahresfehlbetrag soll auf neue Rechnung vorgetragen werden. 

Der Ergebnisverwendungsvorschlag ist mit der wirtschaftlichen Lage vereinbar. Auf

die Antwort der Frage 13. a) wird verwiesen.

14. Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-

ten/Konzernunternehmen zusammen?

Die Gesellschaft hat kein nach Segemente aufgeteiltes Betriebsergebnis.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis ist nicht von einmaligen Vorgängen geprägt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-

beziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig

zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.
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d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Konzessionsabgaben werden nicht erhoben.

15. Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Be-

deutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Gegenstand des Unternehmens ist die Initiirung, Koordination und Durchführung von

Maßnahmen zur Stärkung des Innovationssystem Rheinland-Pfalz einschließlich der

Kultur- und Kreativwirtschaft. Soweit die eigenen Einahmen aus Auftragseinnahmen

oder Fördermitteln nicht ausreichen, soll ein Verlustausgleich durch den Gesellschaf-

ter erfolgen.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche

Maßnahmen handelt es sich?

Vergleiche Frage 15. a).

16. Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Er-

tragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Vergleiche Frage 15. a).

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage

des Unternehmens zu verbessern?

Vergleiche Frage 15. a).













Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024

1.

(1)

„Wirtschaftsprüfer“
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-

(2)

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1)

(2) –
–

(3)

tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1)

rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-

(2)

schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer

4.

(1)

des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder

(2)

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1)
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-

(2)

7.

(1)
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw.

(2)

(3)

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1)

(2)

9.

(1)

(2)

Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-

€
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(3)

(4)

kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in

(5)

erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies

per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers

(6)

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1)

(2)

(3)

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1)

(2)

(3)

a) Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c)

d)

e)

wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4)

(5)

(6)

a)

b)
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c)

Liquidation und dergleichen und

d)

(7)

12. Elektronische Kommunikation

13.

(1)

len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber

(2)

14.

15. Anzuwendendes Recht
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